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 Antrag auf Zugang zur PSK-Datenbank (Dogbase) 
 

 
 
Name und Anschrift des Empfängers 
 

Pinscher-Schnauzer-Klub 1895 e.V. 

Barmer Str. 80 

42899 Remscheid 

 

Bitte inkl. Vertraulichkeitserklärung nach der DSGVO (Blatt 2) zurücksenden! 

Es müssen alle abgefragten Daten vollständig angegeben und unterschrieben werden. Auch das -Blatt 2- muss 

ausgefüllt und unterschrieben mit eingereicht werden, da sonst keine Zugangsdaten versendet werden können. 

Der Antrag kann auch per Mail an info@psk-pinscher-schnauzer.de eingereicht werden.  

 

Antragsteller/in: 
 

Mitgliedsnummer:  ________________________________________________ 

Name  ________________________________________________ 

Vorname ________________________________________________ 

Straße u. Hausnummer ________________________________________________ 

Postleitzahl und Ort ____________        ________________________________ 

Telefon / Mobil ________________________________________________ 

E-Mail  ________________________________________________ 

Alle Felder sind Pflichtfelder! 

 

__________________________   _______________________________________ 
 Ort  / Datum   Unterschrift Antragsteller/in (Mitglied) 

 

 
 

Bitte beachten Sie auch den Datenschutzhinweis 
(Verpflichtungserklärung) auf  - Blatt 2- 

  

Seit dem 25.05.2018 gilt die Datenschutz-Grundverordnung der Europäischen Union (EU-DSGVO) über die 

einheitliche Verarbeitung personenbezogener Daten innerhalb der Europäischen Union. Für den Schutz der 

personenbezogenen Daten haben wir alle technischen und organisatorischen Maßnahmen getroffen, um ein hohes 

Schutzniveau zu schaffen. Wir halten uns dabei strikt an die Datenschutzgesetze und die sonstigen 

datenschutzrelevanten Vorschriften.  

 

Pinscher-Schnauzer-Klub 1895 e. V., Barmer Str. 80, 42899 Remscheid (E-Mail: info@psk-pinscher-schnauzer.de). 

 

mailto:info@psk-pinscher-schnauzer.de
mailto:info@psk-pinscher-schnauzer.de
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- Blatt 2- 

Verpflichtung zur Wahrung der Vertraulichkeit und zur Beachtung  

der datenschutzrechtlichen Regelungen 
 

Sehr geehrtes Mitglied, 
 

in unserem Verein Pinscher-Schnauzer-Klub 1895 e.V., Barmer Str. 80, 42899 Remscheid (im 
Folgenden kurz: Verein), legen wir besonderen Wert auf die Vertraulichkeit im Umgang mit 
schutzbedürftigen Informationen. 
 

Dabei genießen personenbezogene Daten besonderen gesetzlichen Schutz. Personenbezogene Daten 
sind nicht nur die Daten, die sich konkret einer bestimmten Person zuordnen lassen (wie z.B. Name, 
Kontaktdaten, Aufgabe im Verein etc.), sondern auch die Daten, bei denen die Person erst über 
zusätzliche Informationen bestimmbar gemacht werden kann. 
 

Wir gehen in unserem Verein im Zweifel davon aus, dass ein Personenbezug einer Information vorliegt. 
Für personenbezogene Daten gelten dann die jeweils einschlägigen gesetzlichen Vorschriften zum 
Datenschutz wie z.B. die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) der Europäischen Union. 
 

Nach der DSGVO dürfen personenbezogene Daten nur dann verarbeitet werden, wenn es hierzu eine 
Rechtsgrundlage gibt oder der Betroffene eingewilligt hat. Die Daten dürfen grundsätzlich nur zu den 
vorgesehenen Zwecken verwendet werden. Bei der Verarbeitung der Daten ist insbesondere zu 
gewährleisten, dass die Integrität, Verfügbarkeit und Vertraulichkeit der personenbezogenen Daten 
gewährleistet ist. 
 

Sie verarbeiten im Rahmen Ihrer Tätigkeit für den Verein personenbezogene Daten im oben 
beschriebenen Sinne. Daher werden Sie hiermit zur Beachtung des Datenschutzes, insbesondere zur 
Wahrung der Vertraulichkeit, verpflichtet. Ihre Verpflichtung besteht umfassend. Sie dürfen 
personenbezogene Daten nur auf Weisung verarbeiten und dürfen Dritten diese Daten nicht unbefugt 
mitteilen oder zugänglich machen. Dabei ist zu beachten, dass es sich bei den Mitgliedern im Verhältnis 
zum Verein um Dritte handelt. Daten eines Mitglieds dürfen nicht ohne eine ausreichende 
Rechtsgrundlage (s.o.) an andere Mitglieder weitergegeben werden. Ihre Verpflichtung zur Wahrung der 
Vertraulichkeit besteht ohne zeitliche Begrenzung und auch nach Beendigung Ihrer Tätigkeit für den 
Verein fort. 
 

Verstöße gegen Datenschutzbestimmungen können nach Art. 83 DSGVO und nach §§ 42, 43 BDSG neue 
Fassung sowie nach anderen Gesetzen mit Geldbußen bis zu 20.000.000 EUR oder mit Freiheits- oder 
Geldstrafe geahndet werden. Datenschutzverstöße und Verstöße gegen andere Geheimhaltungspflichten 
können zugleich eine Verletzung arbeits-, dienst- oder vereinsrechtlicher Pflichten bedeuten und 
entsprechende Konsequenzen nach sich ziehen (z.B. Abmahnung, fristlose oder fristgerechte Kündigung 
und/oder Schadensersatzpflicht). 
 

Wir sollten daher gemeinsam darauf achten, dass die Verarbeitung personenbezogener Daten in unserem 
Verein in zulässiger Art und Weise erfolgt. 
 

Etwaige andere Vertraulichkeitsvereinbarungen zwischen Ihnen und dem Verein bleiben unberührt. Diese 
Vertraulichkeitsverpflichtung ersetzt jedoch eine ggf. erfolgte Verpflichtung zum Datengeheimnis nach 
dem BDSG a.F. mit Wirkung zum 25.05.2018. 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
Vorstandschaft des Pinscher-Schnauzer-Klub 1895 e.V. 
 
Hiermit verpflichte ich mich zur Einhaltung der vorgenannten Regelungen zur Vertraulichkeit. Diese Regelung sowie das „Merkblatt zur 
Verpflichtung zur Wahrung der Vertraulichkeit und zur Beachtung der datenschutzrechtlichen Regelungen zu wichtigen Begriffsbestimmungen 
und einschlägigen Vorschriften“ habe ich gelesen. 

 
 
Name Antragsteller/in (Mitglied):    ______________________________ 

 Bitte in Druckbuchstaben ausfüllen 
 
 
  

        _________________________ 
Ort, Datum    Unterschrift Antragsteller/in (Mitglied) 
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Merkblatt zur Verpflichtung zur Wahrung der Vertraulichkeit und zur 

Beachtung der datenschutzrechtlichen Regelungen 

 

 

1. Wichtige Begriffe im Zusammenhang mit der vorgenannten Verpflichtung 

 

„Personenbezogene Daten“ sind gemäß Art. 4 Nr. 1 Datenschutzgrundverordnung (kurz: DSGVO) alle 

Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Person (im Folgenden 

„betroffene Person“) beziehen; als identifizierbar wird eine natürliche Person angesehen, die direkt oder 

indirekt, insbesondere mittels Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnummer, zu 

Standortdaten, zu einer Online-Kennung oder zu einem oder mehreren besonderen Merkmalen 

identifiziert werden kann, die Ausdruck der physischen, physiologischen, genetischen, psychischen, 

wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen Identität dieser natürlichen Person sind;  

 

„Verarbeitung“ ist gemäß Art. 4 Nr. 2 DSGVO jeder mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren 

ausgeführte Vorgang oder jede solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten 

wie das Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder 

Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch Übermittlung, 

Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder die Verknüpfung, die 

Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung. 

 

2. Auszug aus dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) in der ab 25.05.2018 geltenden Fassung 

 

§ 42 BDSG Strafvorschriften § 43 BDSG Bußgeldvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 

Geldstrafe wird bestraft, wer wissentlich nicht 

allgemein zugängliche personenbezogene Daten 

einer großen Zahl von Personen, ohne hierzu 

berechtigt zu sein,  

1. einem Dritten übermittelt oder 

2. auf andere Art und Weise zugänglich macht 

und hierbei gewerbsmäßig handelt. 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 

Geldstrafe wird bestraft, wer personenbezogene 

Daten, die nicht allgemein zugänglich sind, 

ohne hierzu berechtigt zu sein, verarbeitet oder 

durch unrichtige Angaben erschleicht 

und hierbei gegen Entgelt oder in der Absicht 

handelt, sich oder einen anderen zu bereichern 

oder einen anderen zu schädigen. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 

Antragsberechtigt sind die betroffene Person, der 

Verantwortliche, die oder der Bundesbeauftragte 

und die Aufsichtsbehörde. 

(4) Eine Meldung nach Artikel 33 der Verordnung 

(EU) 2016/679 oder eine Benachrichtigung nach 

Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 

darf in einem Strafverfahren gegen den 

Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden oder 

seine in § 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung 

bezeichneten Angehörigen nur mit Zustimmung 

des Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden 

verwendet werden. 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig 

1. entgegen § 30 Absatz 1 ein 

Auskunftsverlangen nicht richtig behandelt 

oder 

2. entgegen § 30 Absatz 2 Satz 1 einen 

Verbraucher nicht, nicht richtig, nicht 

vollständig oder nicht rechtzeitig unterrichtet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 

Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro geahndet 

werden. 

(3) Gegen Behörden und sonstige öffentliche 

Stellen im Sinne des § 2 Absatz 1 werden keine 

Geldbußen verhängt. 

Eine Meldung nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 

2016/679 oder eine Benachrichtigung nach Artikel 

34 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 darf in 

einem Verfahren nach dem Gesetz über 

Ordnungswidrigkeiten gegen den Meldepflichtigen 

oder Benachrichtigenden oder seine in § 52 Absatz 

1 der Strafprozessordnung bezeichneten 

Angehörigen nur mit Zustimmung des 

Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden 

verwendet werden. 

 

 


